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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 7a AL 246/05 B 

 

 

 
................................................................, 
 
 

Kläger, Antragsteller und  
Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte, Antragsgegnerin und  
Beschwerdegegnerin. 

 
 

 

Der 7a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Februar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g   sowie die Richter   Dr.  S p e l l b r i n k 

und   Dr.  K o l o c z e k   beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die 

Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozial- 

gerichts vom 23. September 2005 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechts- 

anwalts zu bewilligen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem genannten Urteil 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Dem Kläger steht Prozesskostenhilfe nicht zu, da seine Rechtsverfolgung keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>, § 114 Zivilprozessord-

nung). Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 

SGG) in der Lage wäre, die von dem Kläger angestrebte Nichtzulassungsbeschwerde erfolg-

reich zu begründen. 

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des Landessozialgerichts (LSG) nur zulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), wenn das angegriffene Urteil von einer Entscheidung 

des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundes-

verfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder wenn ein 

Verfahrensfehler geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(aaO Nr 3 1. Halbsatz); bezogen auf § 160 Abs 2 Nr 3 SGG sind Rügen dabei nach Maßgabe 

des Halbsatzes 2 beschränkt. Der Vortrag des Klägers und der Inhalt der Akten bieten keine 

Hinweise auf das Vorliegen eines der genannten Zulassungsgründe.  

 

Allein der Umstand, dass der Kläger das LSG-Urteil für inhaltlich unrichtig hält, kann eine Revi-

sionszulassung nicht begründen; denn im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde könnten 

nur Rügen nach § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG erhoben werden. Das LSG hat bei der Anwendung 

des Sozialgesetzbuchs Drittes Buch - Arbeitsförderung -, betreffend die Leistungsart bzw die 

Höhe und Dauer der Leistung, keine Rechtsfragen aufgeworfen bzw entschieden, denen eine 

grundsätzliche Bedeutung zukommen könnte. Es ist auch nicht zu erkennen, dass es abstrakte 

Rechtssätze aufgestellt hat, die von Rechtssätzen des BSG abweichen, sodass auch der Zulas-

sungsgrund der Divergenz nicht in Betracht kommt. 

 

Die Zulassung der Revision kommt auch nicht wegen des Vorliegens eines wesentlichen Ver-

fahrensmangels in Frage. Dies gilt auch im Hinblick auf den vom Kläger erhobenen Vorwurf, das 

LSG habe den Prozess dadurch manipuliert und das Recht gebeugt, dass es die ursprünglich 

verbundenen Verfahren betreffend die Säumniszeit und den Anspruch auf Arbeitslosengeld bzw 

dessen Höhe im Mai 2005 rechtswidrig getrennt habe. Während es über den ersten Komplex 

sofort entschieden habe, sei über den zweiten Komplex unter "Austausch von drei Richtern" erst 

am 23. September 2005 entschieden worden. Hieraus kann jedoch nicht auf eine fehlerhafte 

Besetzung des Gerichts geschlossen werden. 

 

Das LSG war insbesondere bei der Entscheidung am 25. September 2005 nicht vorschrifts-

widrig besetzt. In Bezug auf die Abtrennung des die Säumniszeit betreffenden Verfahrensteils 

wegen Entscheidungsreife sind auf der Grundlage des § 113 Abs 2 iVm § 153 Abs 1 SGG keine 

Verfahrensverstöße zu erkennen. 
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Dass das LSG bei der Entscheidung über den zweiten Komplex im September 2005 in anderer 

Besetzung - durch Urteil ohne mündliche Verhandlung (§ 124 Abs 2 SGG) - entschieden hat als 

beim Termin zur mündlichen Verhandlung vom 27. Mai 2005, stellt keinen Verfahrensfehler dar, 

insbesondere keinen Verstoß gegen das Recht auf den gesetzlichen Richter. Der zuständige 

Senat des LSG entscheidet in seiner jeweiligen Besetzung (§ 33 SGG): Bei Verhinderung des 

Vorsitzenden (hier am 27. Mai 2005) wird dieser durch seinen Stellvertreter vertreten (§ 202 

SGG iVm § 70 Abs 1, § 21 f Abs 2 Gerichtsverfassungsgesetz); ebenso wirken die ehrenamt-

lichen Richter nach der vom Präsidium des Gerichts festgestellten Reihenfolge nach § 6 Nr 1 

SGG mit (vgl Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl 2005, § 6 RdNr 7). Dass 

gegen die insoweit geltenden Regeln, insbesondere auch gegen den Geschäftsverteilungsplan 

des LSG, verstoßen worden ist, ist nicht ersichtlich. Es besteht kein Rechtssatz, dass das LSG 

auch bei Durchführung mehrerer Termine im Berufungsverfahren stets in derselben Besetzung 

verhandeln und entscheiden muss. Die Vorschrift des § 129 SGG, wonach das Urteil nur von 

den Richtern gefällt werden kann, die an der dem Urteil zu Grunde liegenden Verhandlung teil-

genommen haben, gilt nicht, wenn die Beteiligten wie im vorliegenden Fall (BSG SozR Nr 4 zu 

§ 124 SGG) auf mündliche Verhandlung verzichtet haben (§ 124 Abs 2 SGG).  

 

Ebenso wenig ist ersichtlich, dass die Ablehnungsgesuche gegen die drei Berufsrichter des 

zuständigen LSG-Senats einen Verfahrensfehler nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG begründen könn-

ten.  

 

Es ist bereits fraglich, ob nach Beendigung des Berufungsverfahrens ein Ablehnungsgesuch 

noch gestellt werden kann. Dementsprechend könnte auch eine Verfahrensrüge nicht auf einen 

derartigen Ablehnungsgrund gestützt werden. Das BSG hat dies selbst für den Fall abgelehnt, 

dass der Betroffene den Ablehnungsgrund erst nach Erlass der Entscheidung erfahren hat (vgl 

BSG, Urteil vom 27. Januar 1993, 6 RKa 2/91, mwN). Selbst wenn man dieser Auffassung nicht 

folgt, ist ein Ablehnungsgrund wegen Besorgnis der Befangenheit in Bezug auf die drei Berufs-

richter des LSG nach dem gesamten Akteninhalt nicht erkennbar.  

 

Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde entspricht nicht der Form des § 166 SGG. Die 

Beschwerde war daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter gemäß §§ 160a Abs 4 

Satz 2 Halbsatz 2, 169 SGG zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  

6 

7 

8 

9 

10 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

